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BAUWIRTSCHAFT:
„Regierung ändert Vergaberecht“
Als schwarzen Tag für öffentlich-private Partnerschaften bezeichnet der Hauptge-schäftsführer des Hauptverbands der Deutschen Bauindustrie Michael Knipper den 19. Dezember 2008. An diesem Tag hat der Bundestag die Reform des Vergabe-rechts verabschiedet.

ZUM THEMA 

Staatliche Investitionen: Die FTD-Anleitung zum Konjunkturpaket (http://www.ftd.de/politik/deutschland/:Staatliche-Investitionen-Die-FTD-Anleitung-zum-Konjunkturpaket/449122.html) 

Zweites Konjunkturpaket: Steinbrück gibt den Kassenwart (http://www.ftd.de/politik/deutschland/:Zweites-Konjunkturpaket-Steinbr%FCck-gibt-den-Kassenwart/453856.html) 

Public-Private Partnership: Ada Pellert ist Präsidentin der Weiterbildungs-Uni (http://www.ftd.de/forschung_bildung/bildung/:Public-Private-Partnership-Ada-Pellert-ist-Pr%E4sidentin-der-Weiterbildungs-Uni/437783.html) 

(€) Aus Private wird Public: KKR geht an die Börse (http://www.ftd.de/unternehmen/finanzdienstleister/:Aus_Private_wird_Public_KKR_geht_an_die_B%F6rse/391180.html) 

(€) Enable: Im Rundum-Sorglos-Paket (http://www.ftd.de/karriere_management/management/:Enable%20Im%20Rundum%20Sorglos%20Paket/378471.html) 

Diesen Artikel jetzt anhören 

Hans-Hartwig Loewenstein indes frohlockt: „Mit der Novellierung des Vergaberechts wird ÖPP-Projekten in allen Größenordnungen zum Durchbruch verholfen“, sagt der Präsident des Zentralverbands des Deutschen Baugewerbes. Die Branche entzweit vor allem der neu gestaltete Absatz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 

Hier wird festgelegt, dass „mittelständische Interessen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen sind“. Darüber kann sich der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (HDB), der die Interessen der Großen vertritt, naturge-mäß weniger freuen als der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes (ZDB), in dem rund 35.000 kleine und mittlere Betriebe organisiert sind. 

Getrennte Ausschreibungen

Damit der Mittelstand tatsächlich auch bei größeren Projekten zum Zuge kommt, ist nun außerdem vorgeschrieben, dass "Leistungen in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose)" vergeben werden müssen. 

Wenn also künftig eine Kommune ein neues Rathaus bauen will, darf sie das Projekt nicht mehr im Ganzen ausschreiben und den Auftrag an den Generalunternehmer mit dem günstigsten Angebot vergeben, sondern muss das Auftragsvolumen stückeln und nach einzelnen Gewerken getrennt ausschreiben. 

Es gibt zwar Ausnahmen: „Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern.“ Der öffentliche Auftraggeber muss das aber gut begründen. 

Verlust von Effizienz

„Bisher war der Wettbewerb um öffentliche Großaufträge stark eingeschränkt“, meint Philipp Mesenburg, Abteilungsleiter Öffentliches Recht und Europarecht beim ZDB. Das Bieterumfeld sei häufig zu klein, dadurch würden Preisabsprachen begünstigt. Das führte häufig zu überhöhten Preisen: „Durchschnittlich werden bei öffentlichen Bauprojekten zehn Prozent zu viel gezahlt.“ 

Das sieht die Bauindustrie ganz anders. „Mit dem Zwang zur Fach- und Teillosverga-be gehen wesentliche Effizienzvorteile verloren“, bedauert Heiko Stiepelmann, stell-vertretender Hauptgeschäftsführer und Leiter der Hauptabteilung Volkswirtschaft beim HDB. Besonders stört die Bauindustrie die explizite Anwendung der Mittel-standsklausel auf so genannte öffentlich-private Partnerschaften. 

Bei aller Differenz zwischen Groß und Klein in der Baubranche herrscht in einem Punkt Einigkeit: Für Kommunen und öffentliche Auftraggeber wird die Vergabepraxis komplizierter. "Das neue Gesetz wird die Bauverwaltungen gewaltig aufblähen", prophezeit HDB-Geschäftsführer Stiepelmann. Und auch ZDB-Rechtsexperte Mesen-burg meint, dass „die Verwaltungen jetzt an vielen Stellen Fachkompetenz neu auf-bauen müssen“. 

Anfechtungen drohen

Auch ist mit einer höheren Zahl von Anfechtungsverfahren zu rechnen. Denn durch die Möglichkeit, bei der öffentlichen Auftragsvergabe künftig auch soziale und ökolo-gische Kriterien zu berücksichtigen, werden die Vergabeverfahren komplexer und damit auch anfechtbarer. 

Am 13. Februar soll der Bundesrat über das Gesetz abstimmen. Experten rechnen damit, dass die Länder den Vermittlungsausschuss anrufen werden. Die Bedeutung des Themas ist groß: Insgesamt hat die öffentliche Verwaltung im vergangenen Jahr Aufträge im Wert von rund 260 Mrd. Euro an die private Wirtschaft vergeben. 

 

►   Fundstelle:
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